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Zur Frage von der Natur der Schriftſteuer. 
Von Tr. Stefan Koczyüski, k. k. Finanzrath in Trieſt. 
II. 
(Schluß.) 


Das Edict vom 13. März 1764 enthält jedoch eine Bemerkung, 
die uns in dieſer Richtung ein ſicheres Entſcheidungsmittel an die 
Hand zu geben vermag. 

Nach der Anordnung, daß die Parteien ſchon vor der Ueber— 
nahme der ämtlichen Ausfertigungen den Stempelbetrag zu entrichten 
hätten und ſodann die Ausfertigung abſtempeln laſſen müßten, fährt 
das Normale fort: „GV allegati in caso di riproduzione non sa- 
ranno tenuti ad altro bollo, ma bensi tutte le altre fede et in- 
stromenti nuovamente“ (i. e. neu, nicht neuerlich) „prodotti in 
giudizio dovranno bollarsi: e sebbene la carta non seritta non 
sia soggetta al bollo, dovrassi pero (ancor che per risparmio 
di tali spese fossero estesi piu documenti sopra un solo foglio 

carta) ciò non ostante pagarsi per ciaschedun documento il 
Separato bollo“ d. h. die Stempelung war nur bei der erſten 
gericht ichen Producirung vorzunehmen; enthielt ein als Beilage ver- 
wendeter Bogen mehr als eine Urkunde, jo mußte für jede der— 
ſelben der Stempel von drei Kreuzern ſeparat entrichtet werden. 
Die VBorausſchickung wenngleich unbeſchriebenes Papier dem 
Stempel nicht unterliegt“, iſt in dieſem Zuſammenhange nicht ohne 
Weiteres verſtändlich. Augenſcheinlich wird hier ſchon an eine Ein- 
wendung gedacht, die gegen die eben getroffene Anordnung gemacht 
werden könnte, und ſofort eine Replik hierauf anticipirt. Die Ein⸗ 
wendung würde etwa dahin lauten, daß in den Fällen, wo eine 
Urkunde nicht den ganzen Bogenraum erſchöpfe, Niemand verhalten 


werden könne, den Reſt leer zu laſſen, weil ja der ganze Bogen, dem— 
nach auch dieſer Theil verſteuert worden ſei; die Unterſagung, weitere 
Urkunden in dieſem leeren Raum niederzuſchreiben, käme der princi— 
piell verwerflichen Verpflichtung, von unbeſchriebenem Papier eine 
Stempelſteuer zu zahlen, gleich. Die Replik des Edictes gibt nun dies 
Princip allerdings zu, fügt aber bei, daß dennoch bei zuſammen— 
geſchriebenen Urkunden, wo die Parteienabſicht offenbar auf die Er— 
zielung einer Erſparniß an Stempeln gerichtet geweſen ſei, der 
Stempel mehrmals entrichtet werden müſſe. Die Andeutung, daß 
die intendirte Erſparniß verhütet werden müſſe, erſcheint an ſich noch 
nicht als ein zureichender Grund für dieſe Anordnung, da erſt feſt— 
ſtehen müßte, daß ſie wirklich in fraudem legis erfolge. 

Der hier nicht ausgeſprochene, auch noch im heutigen Stempel— 
rechte zutreffende Grund iſt folgender: 

Für die vom rechtlich relevanten Papierconſum zu entrichtende 
Stempelabgabe kommen zweierlei Einheiten als maßgebend in 
Betracht: zunächſt die Bogeneinheit, d. h. der Umſtand, daß nach 
der allgemeinen Gepflogenheit das Papier zu Schriftzwecken bo gen— 
weiſe verwendet wird, und der Bogen ſonach als kleinſte Einheit 
für dieſen Papierconſum erſcheint — und dann die Einheit des 
abgabepflichtigen Conſumactes ſelbſt. 

Die Bogeneinheit bewirkt, daß alle concreten Stempelab— 
gaben mindeſtens den pro Bogen feſtgeſetzten Satz oder das Vielfache 
desſelben ausmachen. Eine Theilung des für einen Bogen feſtgeſetzten 
Betrages iſt nicht zuläſſig. Selbſt wenn thatſächlich nur ein Theil 
des Bogens beſchrieben wurde, kann für den leergebliebenen Theil nicht 
die Rückerſtattung einer entſprechenden Quote des Stempelbetrages 
gefordert werden. Ob der Bogen ganz oder nur zum Theile beſchrieben 
iſt, bleibt gleichgiltig: ſtets iſt es ein bereits gebrauchter Bogen. 

Die Einheit des Conſumactes hat je nach der Art des 
abgabepflichtigen Conſums eine verſchiedene Bedeutung. Dieſer Con— 
ſum beſteht entweder ſchon im Beſchreiben von Papier oder erſt in 
einer ſpäteren Verwendung von bereits beſchriebenem Papier. Erſteres 
trifft beim Urkundenſtempel zu. Sowie alle Requiſite einer ſchrift⸗ 
lichen Urkunde (Text und Unterſchrift als regelmäßig weſentliche, 
datum loci et temporis als übliche Beſtandtheile) vorliegen, find 
auch die Elemente der Gebührenpflicht gegeben. Ob die Gebührenpflicht 
nun ſofort eintritt, oder hinausgeſchoben erſcheint (etwa bei der ſoge⸗ 
nannten bedingten Befreiung bis zu einem amtlichen Gebrauche), ſtets 
richtet ſich die Gebühr nach nichts weiter, als nach der die Urkunde 
bildenden Schrift. Der ſpätere Gebrauch kann höchſtens Bedingung 
für den Eintritt der durch die Urkundenelemente beſtimmten Gebühr 
ſein, nie aber ſelbſt Object der Abgabenpflicht, der ſteuerbare Vorgang. 

Bei Parteienanbringen hingegen bildet die Anfertigung der 
Schrift noch keinen Gegenſtand der Gebühr. Steuerbar iſt erſt die 
Ueberreichung bei der Obrigkeit. Während eine Urkunde mit der Bei⸗ 
fetzung der Unterſchrift Schon als ſolche zu exiſtiren beginnt, iſt eine 
Eingabe, wenn ihr Text auch ſchon geſchrieben iſt, noch nicht wirklich 
eine Eingabe. Sie wird hiezu erſt durch ihre wirkliche Einreichung 


bei der Behörde, weil fie eine mündliche Anrede an letztere vertritt, 
dieſe Rolle aber eben erſt mit ihrer Uebernahme durch die Behörde 
beginnen kann. Noch klarer iſt dies beim Zubehör der Eingaben, ins⸗ 
beſondere den Beilagen. Beilage kann jederlei Schriftſtück ſein; Nie⸗ 
mand kann es aber einem Schriftſtücke von Vornherein anſehen, daß 
und ob es einmal als Beilage fungiren wird. Es wird dazu erſt im 
Momente, wo es einer Eingabe wirklich zuliegt und bei einer Obrigkeit 
mitüberreicht wird. 

Bei den Urkunden iſt der ſtempelpflichtige Gebrauch in der Aus— 
fertigung beſchloſſen. Es iſt daher nur ein einmaliger Gebrauch möglich 
und eine Wiederholung des ſteuerbaren Vorganges ausgeſchloſſen. Die 
ſpätere, eventuell auch öftere Verwendung der Urkunde als Auskunfts- 
und Beweismittel iſt ein Gebrauch ganz anderer Art. 

Dagegen iſt bei Eingaben eine Wiederholung des abgaben— 
pflichtigen Conſumactes allerdings möglich. Die Ueberreichung der 
ſchriftlichen Eingabe iſt im Laufe der Zeit an Stelle der mündlichen 
Vorbringung vor der Obrigkeit getreten. So gut eine ſolche Anrede 
repetirt werden konnte, ebenſogut kann dasſelbe Geſuch wiederholt 
eingereicht werden. 

Auch dieſe Eigenthümlichkeit tritt beim Zubehör von Einſchreiten, 
insbeſondere den Beilagen, noch deutlicher zu Tage. Ein beſchriebenes Blatt 
kann ungezählte Male als Beilage verwendet werden, und kommt jeder 
ſolche Gebrauch bezüglich ſeiner Gebührenpflicht für ſich in Betracht. 
Wenn alle Stempelvorſchriften nach dem Vorgange des vorerwähnten 
thereſianiſchen Edictes für ſolche Reproductionen der Beilagen die 
Wiederholung der Stempelpflicht erlaſſen („Gl’allegati in caso di 
riproduzione non saranno tenuti ad altro bollo“), jo iſt dies eine 
ſinguläre Anordnung des poſitiven Rechtes. 

Der Umſtand, daß Eingaben und Beilagen erſt im Momente 
der Uebergabe an die Obrigkeit in den Bereich der Stempelpflicht 
treten, hat die Folge, daß alle vorausgehenden Vorgänge, insbeſondere 
die Art, wie die Schriftſtücke zu Stande kommen, für die Abgaben- 
pflicht vollſtändig gleichgiltig ſind. Jedes Schriftſtück, welcher Art 
immer, kann einmal eine ſolche Bedeutung gewinnen, daß Jemand es 
als Beilage zu allegiren hätte, auch wenn bei ſeiner Anfertigung eine 
ſolche Verwendung gar nicht vorausgeſehen worden wäre. Es muß 
daher jedes Schriftſtück in ſolcher Rolle ohneweiters zugelaſſen werden, 
wie immer es beſchaffen iſt, auch wenn etwa darin mehrere Briefe, 
mehrere Abſchriften u. ſ. f. enthalten wären. Es kann darum für 
Beilagen in Hinſicht auf die Abgabe keine andere Cynoſur geben, als 
Zahl und Maß der Bogen. 

So reſultirt aus der Art des abgabepflichtigen Conſumes bei 
den Beilagen, daß eine ſolche ſehr wohl mehrere ſeparate Ausferti— 
gungen auf einem und demſelben Bogen enthalten kann, ohne einem 
anderen, als den nach Bogen ausgemeſſenen Beilagenſtempel unter— 
worfen zu ſein. Hier kann die Partei allerdings eine Erſparniß an 
Papier und Stempel erzielen, etwa indem ſie mehrere Abſchriften zu— 
ſammenſchreibt, wie dies insbeſondere für Abſchriften aus öffentlichen 
Büchern ja ſogar allgemein gebräuchlich iſt. 

Bei Urkunden hingegen kann der auf einem geſtempelten Bogen 
nach der erſten Ausfertigung erübrigte leere Raum keineswegs in der 
Art zu einer weiteren Beurkundung verwendet werden, daß auch dieſe 
durch den Bogenſtempel mitgedeckt erſcheinen. Der einheitliche Con— 
ſumact iſt durch die Perfection der erſten Ausfertigung gegeben. Da— 
mit iſt die Abgabenkraft des Stempelwerthzeichens erſchöpft: es iſt 
wohl noch reiner Schreibraum, nicht aber auch wirkſame Abgaben— 
capacität mehr übrig. Wird in den leeren Bogenreſt eine Ausfertigung 
eingeſetzt, ſo bedarf ſie eines beſonderen Stempels. 

Wenn wir nun von dieſer Abſchweifung zum Edicte vom 
13. März 1764 zurückkehren, ſo erſcheint es, vom Boden des gewon— 
nenen Reſultates aus, klar, warum dasſelbe für jede der mehreren 
auf einem Bogen zuſammengeſchriebenen Urkunden einen ſeparaten 
Stempel forderte: weil der Bogenſtempel nur den Raum eines Bogens 
und nur einen einheitlichen Conſumact zu decken vermag; hier, wo 
mehre für ſich gebührenpflichtige Ausfertigungen vorliegen, müſſen da⸗ 
her mehrere Stempel gefordert werden. Mit anderen Worten: aus 
dieſer Anforderung des mehrfachen Stempels geht unzweideutig hervor, 
daß wir es hier nicht mit Beilagenſtempeln, ſondern mit 
nachträglich eingehobenen Urkundenſtempeln zu thun 
haben. 
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Wir gelangen daher zur Schlußfolgerung, daß damals die 
Stempelung von Einſchreiten, bezw. deren Zubehör eine ganz ver— 
ſchiedene Bedeutung hatte, je nachdem es ſich um Geſuche, Rubriken, 
Abſchriften u. dgl., oder aber um beigelegte Originalurkunden han— 
delte. Erſterenfalls entſtand die Abgabenpflicht erſt mit dem Einſchreiten, 
war dann aber ſofort eine unbedingte; letzterenfalls hingegen lag im 
Einreichungsacte nur die Erfüllung der Bedingung für die ſchon ſeit 
dem Ausfertigungsacte ſuspendiv bedingt exiſtirende Stempelpflicht. 
In einem Falle wird die Stempelpflicht durch den ämtlichen Gebrauch 
begründet, im anderen nur herbeigeführt. Dies kann, trotzdem die gleiche 
Veranlaſſung der Stempelung geeignet iſt, den Sachverhalt zu ver— 
ſchleiern, aus der differenten Behandlung der Cumulirung von Urkunden— 
ausfertigungen und von ſonſtigen Schriftacten auf einem Bogen, deutlich 
erſchloſſen werden. 

Die Anordnung des innerbſterreichiſchen Stempelpatentes, daß 
nur Eingaben ſammt ihrem Zubehör eine Stempelung erfordern, 
bedeutet alſo, wie bereits oben hervorgehoben wurde, mehr, als der 
äußere Anſchein ergeben würde: inſoferne es ſich um die Allegirung 
von Originalurkunden handelt, haben wir es mit echten Urkunden⸗ 
gebühren zu thun. 

Die Rückbildung iſt im inneröſterreichiſchen Stempelweſen da— 
her doch nicht ſo weitgehend, als man von Vorneherein anzunehmen 
geneigt wäre: unter den Gegenſtänden der Abgabe waren von vorne— 
herein beide Grundkategorien des ſteuerpflichtigen Pa— 
pierconſums vertreten. Als dann noch die Stempelpflicht der amt— 
lichen Ausfertigungen, u. zw. in einer Ausdehnung, wie ſie vom heu— 
tigen Rechte nicht mehr aufrecht erhalten werden konnte, ſtatuirt wurde, 
vermochte die thereſianiſche Generalreform des Stempelweſens nur dieſe 
Entwicklungsergebniſſe ſich zu Eigen zu machen und die Fortbildung 
des Rechtes in anderen Beziehungen, insbeſondere hinſichtlich der Ab- 
ſtufung der Abgabe, vorzunehmen. 

Anders, als Widmer in ſeiner erwähnten Abhandlung an⸗ 
nimmt, liegen die Dinge alſo in Wirklichkeit: weder waren die inner- 
öſterreichiſchen Stempel „Vergütungen“ (Gebühren im wiſſenſchaft⸗ 
lichen Sinne), noch auch nimmt dieſes Stempelweſen eine den geſchicht— 
lichen Entwicklungsgang der öſterreichiſchen Stempelabgabe unterbre— 
chende Sonderſtellung ein. In Wahrheit ſtand es mit dieſer Ent— 
wicklung vielmehr in lebendigem Zuſammenhange und bildete es die 
natürliche Brücke von der erſten verunglückten Schaffung des Stempel— 
weſens zu ſeiner bleibenden allgemeinen Wiedereinführung im Jahre 1762. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Anerkennung der Verpflichtung des Königreiches Dalmatien zur 
Beſtreitung der Ausgaben für die zu errichtende italienifche Volks⸗ 
ſchule iu Spalato. 

Bezüglich ſolcher Ausgaben, zu deren Leiſtung der Landtag durch das 
Geſetz oder einen anderen ſpeciellen Rechtsgrund verpflichtet iſt, be⸗ 
greift das Budgetrecht des Landtages nur die rechnungsmäßige Prü⸗ 
fung und die Feſtſtellung der Ziffer der betreffenden Ausgabe, keines⸗ 
wegs aber die Beſchlußfaſſung darüber, ob die fragliche Zahlung 
bewilligt werden will oder nicht. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 18. October 1898 
gepflogenen Verhandlung über die Klage des k. k. Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht de praes. 28. Mai 1898, 3. 196 R.⸗G., 
wider das Königreich Dalmatien auf Bezahlung der Koſten für die 
zu errichtende italieniſche Volksſchule in Spalato für das Jahr 1898 
im Geſammtbetrage von 1400 fl. zu Recht erkannt: 

J. Das Königreich Dalmatien iſt ſchuldig, anzuerkennen, daß 
es die Ausgaben für die zu errichtende italieniſche Volksſchule in 
Spalato, und zwar den Lehrergehalt, den Miethzins für die Schulloca⸗ 
litäten, das Pauſchale für verſchiedene Auslagen und die Koſten für 
die Einrichtung der Schule zu beſtreiten habe. 

II. Das Klagebegehren, zu erkennen, das Königreich Dalmatien 


ſei ſchuldig, dieſe Ausgaben für das Jahr 1898 im Betrage von 


1898 zu bezahlen, wird für dermal abgewieſen. 

III. Das Königreich Dalmatien iſt ſchuldig, an Koſten dieſes 
Rechtsſtreites den Betrag von 20 fl. binnen 14 Tagen bei ſonſtiger 
Execution an das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht zu 
bezahlen. 


Gründe: In der Klage wird angeführt: Mit dem Erkennt— 
niſſe des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 5. Au⸗ 
guſt 1896, Z. 13.641, wurde auf Grund des § 59 des R.-V.⸗ 
Sch.⸗G. vom 14. Mai 1869, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 62, beziehungsweiſe 
vom 2. Mai 1883, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 53 und § I des Land.⸗Geſ. für 
Dalmatien vom 29. December 1871, L.⸗G.⸗Bl. ai 1872 Nr. 10, 
die Errichtung einer öffentlichen gemiſchten Volksſchule mit italieniſcher 
Unterrichtsſprache in Spalato angeordnet. Die dagegen vom Landes— 
ausſchuſſe von Dalmatien eingebrachte Beſchwerde wurde vom Ver— 
waltungsgerichtshofe mit dem Erkenntniſſe vom 2. Juli 1897, 
3. 3731, als unbegründet abgewieſen. Ungeachtet mehrfacher Auf— 
forderungen hat der dalmatiniſche Landesausſchuß bisher die Flüſſig— 
machung der für die Durchführung der Schulerrichtung erforderlichen 
Mittel aus dem Landesſchulfonde abgelehnt, und hat auch der dalma— 
tiniſche Landtag in ſeiner diesjährigen XXXIII. Seſſion in der Sitzung 
vom 1. Februar 1898 die Streichung des vom k. k. Landesſchulrathe 
beanſpruchten Betrages von 1400 fl. beſchloſſen. Es wird ſonach Klage 
bei dem k. k. Reichsgericht geführt und geltend gemacht: Nach § 38 
des oben citirten Landesgeſetzes vom 29. December 1871 iſt der Landtag 
berufen, alljährlich auf Grund der von der Landesſchulbehörde gelieferten 
Nachweiſungen des Bedarfes den Voranſchlag des Landesfondes zu 
votiren. Hiebei iſt aber der Landtag an die beſtehenden Geſetze gebunden 
und verpflichtet, jene Schulbedürfniſſe anzuerkennen, und dafür aufs 
zukommen, welche nach dem, die Errichtung und Erhaltung der öffent⸗ 
lichen Volksſchule regelnden, vorcitirten Geſetze vom 29. December 
1871 beſtritten werden müſſen, und nach § 30 dieſes Geſetzes eine 
gemeinſchaftliche Angelegenheit des Königreiches Dalmatien bilden. Die 
für die Activirung und Erhaltung der italieniſchen Schule in Spalato 
erforderlichen Beträge find folgende: 1. Bezuͤge für den Lehrer (Sprengel 
1. Claſſe, $ 13 des mehrerwähnten Geſetzes) 550 fl., 2. Miethzins 
für die Schullocalitäten (nach den Erhebungen des k. k. Landesſchul— 
rathes) 500 fl., Pauſchale für verſchiedene Auslagen 25 fl., zuſammen 
1075 fl. Hiezu kommen noch für die Einrichtung der Schule im erſten 
Schuljahre 325 fl., was ein Geſammterfordernis von 1400 fl. ergibt. 
Sonach wird gebeten zu erkennen: Das Königreich Dalmatien ſei 
ſchuldig, anzuerkennen, daß es für das Jahr 1898 die im Prälimi— 
nare des dalmatiniſchen Landesſchulfondes eingeſtellte Ausgabe für die 
zu errichtende italieniſche Volksſchule in Spalato im Geſammtbetrage 
von 1400 fl. für das erſte Jahr zu beſtreiten habe und demnach 
ſchuldig, dieſen Betrag, ſowie die Koſten dieſes Rechtsſtreites zu bezahlen. 
In der vom Landesausſchuſſe für Dalmatien erſtatteten Gegen- 
ſchrift wird geltend gemacht: Die eingeklagte Summe von 1400 fl. 
war in dem Voranſchlage des Landesſchulfondes für das Jahr 1898 
eingeſtellt, welcher im Sinne des $ 38 des Geſetzes vom 29. De— 
tember 1871, L.⸗G.⸗-Bl. ai 1872 Nr. 10, auf Grund der von der 
Landesſchulbehörde bekannt gegebenen Daten zuſammengeſtellt und dem 
dalmatiniſchen Landtage zur verfaſſungsmäßigen Behandlung zuge⸗ 
wieſen wurde; allein der Landtag hat mit ſeinem einhelligen Beſchluſſe 
vom 1. Februar 1898 jene Summe aus dem Voranſchlage geſtrichen. 
Auf Grund dieſes Sachverhaltes wird aa 

I. vor Allem die Einwendung der Incompetenz des k. k. Reichsgerichtes 
erhoben. Das Reichsgerichtkanndortnichteintreten, wo ein Landtagsbeſchluß 
inmitten liegt. Dies erhellt ſchon aus dem Motivenbericht des Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſes des Abgeordnetenhauſes zu dem Entwurfe des Staatsgrund— 
geſetzes über das Reichsgericht. Hiernach iſt das Reichsgericht zuſtändig, 
über öffentlich-rechtliche Anſprüche zu entſcheiden, welche der Zuſtändig— 
keit irgend einer Behörde nicht unterliegen, oder wenn dieſelben bei der 
Adminiſtrationsbehörde, deren Zuſtändigkeit ſie unterworfen ſind, einen 
Schutz nicht gefunden haben. Vorliegend handelt es ſich aber um einen 
ganz. andern Fall. Nach § 38 des Geſetzes vom 29. December 1871, 
alia Nr. 10 ai 1872, iſt der dalmatiniſche Landtag berufen, 
8 5 den Voranſchlag des Landesſchulfondes feſtzuſtellen. Durch 
l über den Voranſchlag übt der Landtag die ihm im 
Sr 1 Vandesſtatutes gewährleiſtete verfaſſungsmäßige Befugniß 
ee eee der Landtag irgend eine Poſt des Voranſchlages ſtreicht, 
ſo iſt gegen dieſen Beſchluß die Klage an das Reichsgericht nicht zu— 
läſſig, weil der Landtag von dem letzteren nicht abhängig iſt, wie es auch 
nach den Grundſätzen des Verfaſſungsrechtes unzuläſſig erſcheint, Land⸗ 
tagsbeſchlüſſe der Entſcheidung eines Gerichtshofes zu unterziehen. Das, 
was der Zuſtändigkeit des Landtages zufällt, iſt der Competenz des 


Al 


Reichsgerichtes entzogen. Als ein geſetzgebender Körper ift der Land— 
tag ſowohl von den Executiv-, als auch von den Gerichtsbehörden 
durchaus unabhängig, und keine derſelben darf ſeine Beſchlüſſe abändern. 
Im vorliegenden Falle aber begehrt das Miniſterium für Cultus und 
Unterricht im Weſen eben die Abänderung des Beſchluſſes des dalma— 
tiniſchen Landtages vom 1. Februar 1898, denn es begehrt nichts 
Anderes, als daß das Reichsgericht die Einſtellung der vom Land— 
tage geſtrichenen, die italieniſche Volksſchule in Spalato betrefſenden 
Poſt in den Schulvoranſchlag vornehme. Nach dieſer Anſchauung 
wäre das Reichsgericht eine dem Landtage übergeordnete Behörde, was 
jedoch nicht der Fall iſt und auch nicht ſein kann, weil dies mit dem 
Grunprincipe der Theilung der Gewalten nicht vereinbar wäre und 
das dem Landtage im § 18 des Landes-Statuts, ſowie im § 12 
des St.⸗G.⸗G. vom 21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 141, ge 
währleiſtete conſtitutionelle Recht, über den Landesvoranſchlag nach 
eigenem Ermeſſen abzuſtimmen, vernichten würde. Wenn wegen einer 
Abſtimmung über den Landesvoranſchlag zwiſchen der Regierung und 
dem Landtage ein Conflict entſteht, ſo läßt ſich ein derartiger Conflict 
nicht durch ein Erkenntnis des Reichsgerichtes entſcheiden, ſondern 
derſelbe iſt mittels verfaſſungsmäßiger Maßregeln zu ſchlichten, welche 
in ſolchen Fällen der Regierung zur Verfügung ſtehen und welche in 
allen conſtitutionellen Staaten Anwendung finden. Aus dieſen Gründen 
iſt das Reichsgericht nicht competent, über die vorliegende Klage zu 
erkennen. 

II. Ueberdies iſt die Klage unbegründet: à) weil der in der— 
ſelben erhobene Anſpruch nicht ein Anſpruch iſt, welcher der Geſammtheit 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder gegen das 
Königreich Dalmatien zuſteht, und weil — wenn er auch ein ſolcher 
wäre — er nicht vom Miniſterium für Cultus und Unterricht geltend 
gemacht werden kann; b) weil der dalmatiniſche Landtag durch Strei— 
chung der fraglichen Poſt des Voranſchlages ein ihm geſetzlich zukom— 
mendes, verfaſſungsmäßiges Recht ausgeübt hat. Ad a. Die Regierung 
kann beim Reichsgerichte gegen ein Königreich dieſer Reichshälfte lediglich 
wegen eines öffentlich-rechtlichen Anſpruches der Geſammtheit der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder Klage erheben. Im 
vorliegenden Falle ſteht dieſer Geſammtheit gegen das Königreich 
Dalmatien kein Recht auf den ſtreitigen Betrag zu, weßhalb ſie die 
Bezahlung dieſes Betrages auch nicht begehren kann. Nach $ 30 des 
Geſetzes vom 29. December 1871, L.⸗G.⸗Bl. ai 1872 Nr. 10, iſt 
die Errichtung und Erhaltung der Volksſchulen Sache des Königreiches 
Dalmatien, die Geſammtheit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder tritt alſo hier nicht ein. Wenn eine Verpflichtung beſtand, 
die fragliche, die italieniſche Volksſchule in Spalato betreffende Poſt 
in den Voranſchlag einzuſtellen, ſo beſtand ſie bloß gegenüber dem 
Königreiche Dalmatien, und nicht gegenüber der Geſammtheit der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, welche Geſammtheit 
von dieſer Angelegenheit durchaus nicht berührt wird. Die Geſammt— 
heit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder kann gegen 
eines dieſer Königreiche vor dem Reichsgerichte nur dann Klage er— 
heben, wenn es ſich um Anſprüche handelt, die der Geſammtheit zu— 
kommen, d. i., wenn es ſich um eine Schuld dieſes Königreiches gegen 
die Geſammtheit handelt, und wenn die Bezahlung dieſer Schuld dem 
Staatsſchatze zu Gunſten der Geſammtheit zufließen ſoll. Dies iſt 
aber rückſichtlich des ſtreitigen Betrages nicht der Fall; denn würde 
wirklich eine Schuld vorliegen, ſo wäre dies eine Schuld an einen 
Landesfond, d. i. an den Landesſchulfond, ſonach nicht an die Ge— 
ſammtheit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, und 
die betreffende Summe würde in den dalmatiniſchen Landesfond fließen, 
nicht zu Gunſten der Geſammtheit, ſondern zu Gunſten des Etats 
aus Landeseinnahmen. Es mangelt alſo der Klage die Hauptbedingung 
ihrer Zuläſſigkeit und Grundhältigkeit, nämlich ein wirklicher Anſpruch 
der Geſammtheit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Wenn aber auch dieſe Bedingung vorhanden wäre, ſo wäre doch die vor— 
liegende Klage unzuläſſig, weil, ſo wie ein Anſpruch gegen die Ge— 
ſammtheit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder nach 
§ 16 des Geſetzes vom 18. April 1869, R.⸗G.-Bl. Nr. 44, gegen 
die Regierung zu richten iſt, ebenſo die vorliegende Klage von der 
Regierung, und nicht vom Miniſterium für Cultus und Unterricht 
einzubringen war. Ad b) Nach dem bereits citirten § 38 des Landes- 
geſetzes vom 29. December 1871 iſt der dalmatiniſche Landtag berufen, 


über den auf Grund der von der Landesſchulbehörde bekannt gegebenen 
Daten zuſammengeſtellten Voranſchlag des Landesſchulfondes abzu⸗ 
ſtimmen. Dieſes Recht iſt nichts anderes als die Explication und 
conſequentermaßen die Ausübung des dem Landtage im 8§ 18 der 
Land.⸗Ord. zuerkannten Verfaſſungsrechtes. Das Abſtimmungsrecht 
umfaßt das Recht der Genehmigung, der Berichtigung und der Ab— 
lehnung. Der Voranſchlag unterliegt in allen ſeinen Einnahme- und 
Ausgabepoſten der Erörterung und Abſtimmung des Landtages. Hier— 
aus folgt, daß ebenſo, wie es dem Landtage zukommt, dieſe Poſten 
hinſichtlich ihrer Geſetzlichkeit und des Zweckes, für welchen ſie ſicher— 
geſtellt werden, gutzuheißen, ihm auch das Recht zuſteht, jene Poſten, 
welche nach ſeiner Ueberzeugung jenen Bedingungen nicht entſprechen, 
zu ſtreichen. Durch die Streichung der Poſt von 1400 fl. für die 
italieniſche Volksſchule in Spalato aus dem diesjährigen Voranſchlage 
des Landesſchulfondes hat der dalmatiniſche Landtag nur fein Ver— 
faſſungsrecht ausgeübt und die Klage, mit welcher in Folge deſſen das 
Miniſterium für Cultus und Unterricht das Erkenntniß begehrt, das 
Königreich Dalmatien ſchuldig zu erkennen, jenen Betrag, welchen die 
geſetzliche Vertretung dieſes Königreiches in Ausübung ihres Verfaſ— 
ſungsrechtes abgelehnt, zu bezahlen, iſt unbegründet. Die diesfällige 
Einwendung, daß der Landtag die fragliche Poſt nicht ablehnen konnte, 
weil er an die beſtehenden Geſetze gebunden ſei, und es ſich um eine 
Ausgabe handle, zu welcher der Landtag nach § 30 des Landesgeſetzes 
vom 29. December 1871, Nr. 10 ai 1872, verpflichtet ſei, erſcheint 
unbegründet, weil es keinen Sinn hätte, dem Landtage die Abſtim— 
mung über Ausgaben zuzuweiſen, wenn dieſe in allen Fällen als 
genehmigt angeſehen werden ſollten. Dort, wo ſich der Staat gegen 
die Streichung geſetzlich begründeter Ausgaben ſichern wollte, iſt die 
Verfügung getroffen, daß ſolche Ausgaben in den Voranſchlag nicht 
einzuſtellen und der parlamentariſchen Genehmigung nicht zu unter— 
ziehen ſind, und dort werden ſolche Ausgaben auch thatſächlich in den 
Voranſchlag nicht eingeſtellt. So wird in England vorgegangen. Anders 
iſt es am Continente, wo nach den beſtehenden Verfaſſungen die Ein— 
nahmen und Ausgaben jeder Art eingeſtellt und der Berathung und 
Beſchlußfaſſung der geſetzgebebenden Körper unterzogen werden. Hier 
beſteht kein Zweifel, daß das Parlament oder der Landtag berechtigt 
ſind, auch jene Ausgaben abzulehnen, welche nach der Meinung der 
Regierung in irgend einem Geſetze begründet erſcheinen, weil dieſes 
formale Recht in dem Abſtimmungsrechte enthalten iſt. Indem der 
dalmatiniſche Landtag die, die italieniſche Schule in Spalato betref— 
fende Poſt des Voranſchlags ſtrich, hätte er alſo eine ihm durch das 
Geſetz eingeräumte Befugniß auch dann ausgeübt, wenn die Errich— 
tung der fraglichen Schule geſetzlich begründet wäre. Das Letztere iſt 
aber nicht der Fall. Es beſteht kein Geſetz, welches vorſchreiben würde, 
daß in Spalato eine Volksſchule mit italieniſcher Unterrichtsſprache 
beſtehen muß, ſondern die Errichtung einer ſolchen hat das Miniſterium 
für Cultus und Unterricht angeordnet. Dasſelbe hatte hiebei aller— 
dings gemeint, nach dem Geſetze vorzugehen und das Geſetz auf den 
concreten Fall anwenden zu können; ob aber dies zutreffend iſt, iſt eine 
andere Frage, über welche ſeine Anſicht auszuſprechen, dem Landtage 
das Recht zuſteht. Wenn ſich das Miniſterium auf den § 30 des 
Landesgeſetzes vom 29. December 1871, Nr. 10 ai 1872, beruft, 
laut deſſen der Landesfond verhalten wäre, die Koſten der italieniſchen 
Schule in Spalato zu beſtreiten, ſo iſt dies unrichtig, denn im Sinne 
des bezogenen § 30 iſt der Landesſchulfond nur jene Auslagen zu 
beſtreiten verpflichtet, welche in dem vom Landtage genehmigten Vor— 
anſchlage eingeſtellt find (S 38), ſowie auch der Landesſchulrath im 
Sinne des letzten Abſatzes des § 38 Zahlungsanweiſungen nur auf 
Grund des vom Landtage beſchloſſenen Voranſchlages hinausgeben 
kann. Der dalmatiniſche Landesſchulfond hat im Rahmen des vom 
Landtage beſchloſſenen Jahresvoranſchlages die Auslagen für unum⸗ 
gänglich nothwendige Volksſchulen zu beſtreiten (§ 30 des cit. 
Geſetzes). Die Volksſchule mit italieniſcher Unterrichtsſprache fällt 
nicht unter die unumgänglich nothwendigen Schulen im Sinne der 
88 1—5 und 11 des L.⸗G. vom 29. December 1871, weil in Spa⸗ 
lato bereits drei vierclaſſige Knaben- und zwei vierclaſſige Mädchen⸗ 
ſchulen, dann eine dreiclaſſige Mädchenſchule und eine Mädchen-Bürger⸗ 
ſchule beſtehen und mit Rückſicht auf die Einwohnerzahl (15.697 
Seelen) und die Verhältniſſe der Stadt, dieſe Anzahl Schulen weit 
höher iſt, als nach dem Geſetze begehrt werden könnte. In Spalato 


noch eine Schule, u. zw. mit italieniſcher Unterrichtsſprache zu er— 
richten, war kein Bedürfniß, weil in Dalmatien überhaupt und in 
Spalato insbeſondere kein italieniſcher Volksſtamm exiſtirt, ſondern 
daſelbſt nur einzelne Italiener und Croaten leben, welch’ letzteren die 
italieniſche Sprache in Folge politiſcher und cultureller Ereigniſſe zur 
Gewohnheit geworden iſt. Namentlich hat die venetianiſche Republit 
während ihrer mehr als hundertjährigen Regierung die italieniſche 
Sprache eingeführt, und die öſterreichiſche Regierung hat dieſe Sprache 
durch Schulen, welche bis vor einigen Jahren durchwegs italieniſch 
waren, dann durch die ſtaatlichen Aemter, in denen heute noch italie— 
niſch amtirt wird, verbreitet. Der Beſtand der italieniſchen Sprache 
in Dalmatien iſt alſo kein Beweis, daß hier ein italieniſcher Volks— 
ſtamm lebt, ſondern er iſt die Folge der langjährigen fremden Regie— 
rung und antinationalen Strömung, unter welcher die ſtaatlichen 
Einrichtungen der Jugend und dem öffentlichen Staatsdienſte Erziehung 
gaben. Indeſſen hört man in dein rieſig größeren Theile Dalmatiens 
nicht italieniſch ſprechen. Italieniſch wird in ſolchen Orten geſprochen, 
wo italieniſche Schulen waren und wo ſtaatliche Aemter beſtehen. Wo 
eben ſolche Behörden ſind, haben ſie ein Perſonale, welches zwar 
italieniſch ſpricht, aber auch der croatiſchen oder ſerbiſchen Sprache 
mächtig iſt, wogegen aber der weitaus größere Theil der Bewohner 
der italieniſchen Sprache nicht mächtig iſt. Jene, welche italieniſch 
ſprechen, haben kein eigenes Territorium und es ſind unter ihnen 
nicht alle Schichten der Bevölkerung vertreten. Es kann hiernach nicht 
behauptet werden, daß in Dalmatien ein italieniſcher Volksſtamm 
beſteht, und nachdem nach Art. 19 des St.-G.-G. vom 21. December 
1867, N.-G.⸗Bl. Nr. 142, bloß in jenen Ländern, wo mehrere Volks— 
ſtämme leben, die Schulanſtalten derart eingerichtet werden ſollen, daß 
jeder Volksſtamm fi in feiner eigenen Sprache ausbilden kann, fo 
war der dalmatiniſche Landtag, welcher das Bild des Landes genau 
kennt, im vollen Rechte, wenn er die fragliche, die italieniſche Volks— 
ſchule in Spalato betreffende Poſt aus dem Voranſchlage ſtrich, und 
er hat dadurch kein Geſetz verletzt. Betrachtet man nun den Beſchluß 
des Landtages von welchem Standpunkte immer, ſo gelangt man ſtets 
zu dem Schluſſe, daß der Landtag berechtigt war, die in Rede ſtehende 
Poſt zu ſtreichen und daß gegen den Beſchluß des Landtages dieſe 
Poſt nicht wieder eingeſtellt werden, und daß angeſichts dieſes Be— 
ſchluſſes das Königreich Dalmatien zur Zahlung des betreffenden 
Betrages auch nicht verurtheilt werden kann. Es iſt wohl richtig, daß 
das Miniſterium für Cultus und Unterricht die Errichtung der frag— 
lichen Schule verordnete, aber der Landtag hat nicht befunden, daß 
dieſe Verordnung gerechtfertigt ſei, weßhalb er derſelben gegenüber von 
ſeinem verfaſſungsmäßigen Rechte, die Mittel zur Deckung der betreffen— 
den Koſten zu verweigern, Gebrauch machte. Damit hat er das Recht 
der Controle ausgeübt, welches ihm über die Verfügungen der Admini— 
ſtrativbehörden zuſteht, die in den Rahmen des Schulvoranſchlages 
fallen und hiewegen kann das Königreich Dalmatien nicht vor das 
Forum des Reichsgerichtes citirt werden. 

III. Selbſt wenn auch die ad J und II erörterten Einwendungen 
nicht begründet wären, iſt die Klage dennoch zurückzuweiſen, weil 
a) das Unterrichtsminiſterium zur Einbringung derſelben nicht legi— 
timirt iſt; b) weil ein das Königreich Dalmatien verurtheilendes Er— 
kenntniß nicht vollſtreckbar wäre. Ad a) In welcher Eigenſchaft das 
Miniſterium die Klage einbrachte, iſt in derſelben nicht geſagt. Nach 
der Anſchauung des Landesausſchuſſes iſt das Miniſterium zur Klage 
nicht berechtigt. Nach 8 1 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R.-G.- 
Bl. Nr. 48, übt der Staat das Aufſichtsrecht über das geſammte 
Unterrichts- und Erziehungsweſen durch die hiezu geſetzlich berufenen 
Organe aus. Bezüglich der Volksſchulen in Dalmatien fällt dieſes 
Recht dem Landesſchulrathe zu, welcher nach § 33 des Landesgeſetzes 
vom 8. Februar 1869, L.-G.⸗-Bl. Nr. 6, die oberſte Schulaufſichts— 
behörde im Lande iſt. Würde alſo die Klage kraft des Aufſichtsrechtes 
überreicht, ſo ſteht das Recht zur Anbringung der Klage nicht dem 
Miniſterium, ſondern dem Landesſchulrathe zu. Ad b) Das Erkenntniß 
wäre nicht vollſtreckbar. Wenn auch das Reichsgericht erkennen würde, 
das Königreich Dalmatien ſei ſchuldig, den eingeklagten Betrag zu 
zahlen, fo könnte der Landesſchulrath doch von dieſem Erkenntniſſe 
keinen Gebrauch machen, weil er Zahlungsaufträge lediglich auf Grund 
des vom Landtage beſchloſſenen Voranſchlages erlaſſen kann; § 38 
des L.⸗Geſ. vom 29. December 1871. Außerdem beſtreitet das König: 


reich Dalmatien die Erforderniſſe des Landesfondes aus den Zuſchlägen 


zu den directen und indirecten Steuern, und dieſe Zuſchläge ſind ſo 
bemeſſen, daß ſie kaum die vom Landtage genehmigten Erſorderniſſe 
decken. Die Einnahmen des Landesfondes find für beſtimmte öffent⸗ 
liche Zwecke beſtimmt, denen ſie nicht entzogen werden dürfen, ſie 
könnten alſo zur Deckung des Betrages per 1400 fl. für die Schule 
in Spalato nicht gepfändet werden. Das Erkenntniß könnte ſo lange 
nicht vollzogen werden, als der Landtag die Einſtellellung des frag— 
lichen Betrages in den Voranſchlag nicht zulaſſen, würde. Demgemäß 
wird um Abweiſung der Klage gebeten. 

Die vorſtehend angeführten Einwendungen wider das Klage— 
begehren müſſen als nicht begründet bezeichnet werden. 

Was zunächſt die Einwendung der Incompetenz des k. k. Reichs— 
gerichtes betrifft, fo iſt die Competenz des Reichsgerichtes in der Be— 
ſtunmung des Art. 3 à des St.-G.⸗G. vom 21. December 1867, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 143, begründet, da mit der vorliegenden Klage von 


der Regierung der Geſammtheit der im Reichsrathe vertretenen König 
Dalmatien ſowohl alle ſachlichen Bedürfniſſe der Volksſchulen, als 


reiche und Länder gegen das Königreich Dalmatien ein auf öffentlich— 
rechtlicher Grundlage beruhender, daher zur Austragung im ordent— 
lichen Rechtswege nicht geeigneter Anſpruch auf Anerkennung einer 
Zahlungsverbindlichkeit und Zahlung des diesbezüglichen Betrages von 
1400 fl. geltend gemacht wird. 

Auch die fernere, auf das Landesbudgetrecht des Landtages 
geſtützte Einwendung, wonach der Landtag gleichwie zur Bewilligung 
jeder Ausgabe, ebenſo auch zur Verwerfung derſelben berechtigt iſt, 
daß ſomit der dalmatiniſche Landtag durch die Streichung der in 
Rede ſtehenden, vom Landesſchulrathe beanſpruchten Poſt von 1400 fl. 
nur ein ihm verfaſſungsmäßig zuſtehendes Recht ausgeübt hat, und 
daß in dieſes Recht durch das mit der vorliegenden Klage begehrte 
Erkenntniß eingegriffen würde, iſt nicht zutreffend. 

Denn bei Bewilligung der Ausgaben eines Landesbudgets müſſen 
zwei weſentlich von einander verſchiedene Kategorien dieſer Ausgaben 
auseinander gehalten werden. 0 

Die eine betrifft ſolche Ausgaben, zu deren Leiſtung der Land— 
un a a 159 bezüglich deren er alſo mit der 

otirung erſt den Rechtstitel zur Verausgabung ſcha ’ i 
die Ziffer beſtimmt. 2 R N e qugleis 

Die zweite Kategorie aber umfaßt ſolche Ausgaben, zu deren 
Zahlung der Landtag durch das Geſetz oder irgend einen andern 
jpeciellen Rechtsgrund verpflichtet iſt. 

In Beziehung auf dieſe zweite Kategorie von Ausgaben ſteht 
dem Landtage nur die rechnungsmäßige Prüfung und die Feſtſtellung 
der Ziffer der betreffenden Ausgabe, keineswegs aber die Beſchlußfaſſung 
darüber zu, ob er die fragliche Zahlung bewilligen will oder nicht. 

Das ergibt ſich ſchon aus der Natur der Sache und findet auch 
im § 21 der L.⸗O. für das Königreich Dalmatien Ausdruck, in welchem 
das im $ 18 L.-O. begründete Recht der Feſtſtellung des Voran— 
ſchlages des Landes durch die Beſtimmung eingeſchränkt iſt, daß der 
Landtag den Landesfond mit genauer Beachtung der geſetzlichen Zwecke 
und Widmungen dieſes Fondes zu verwalten und zu verwenden hat. 

Im vorliegenden Falle nun handelt es ſich um eine Ausgabe 

der zweiten Kategorie, u. zw. um eine ſolche, zu welcher das König— 
reich Dalmatien nach dem Volksſchulgeſetze vom 14. Mai 1869, 
R.⸗G.-Bl. Nr. 62, beziehungsweiſe 8 30 des dalmat. Landesgeſetzes 
vom 29. Deeember 1871, L.-G.⸗Bl. ai 1872 Nr. 10, verpflichtet iſt, 
und welcher Verpflichtung ſich das genannte Königreich nicht durch 
Streichung der Auslage aus dem Voranſchlage des Landesfondes ent— 
ziehen kann. 
Was aber in der Gegenſchrift zur Begründung der Streichung 
a aglichen Poſt geltend gemacht wird, iſt hier nicht zu erörtern, 
da ber die Errichtung einer italieniſchen Volksſchule in Spalato an— 
oronende Erlaß des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 
5. Auguſt 1896, 3. 13.641, in Rechtskraft erwachſen iſt und die 
Frage, ob dies den geſetzlichen Vorſchriften entſpricht, ſich der Beur- 
theilung des Reichsgerichtes entzieht. 

Wenn weiter in der Gegenſchrift geltend gemacht wird, es handle 
ſich nicht um einen Anſpruch der Geſammtheit der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder wider das Königreich Dalmatien, 
es ſei hiernach die Regierung zur Geltendmachung dieſes Anſpruches 
nicht berechtigt und es wäre — hievon abgeſehen — nicht das Mi- 
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niſterium für Cultus und Unterricht, ſondern im Sinne des § 16 
des Geſetzes vom 18. April 1869, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 44, die Regierung 
zur Einbringung der Klage legitimirt, ſo iſt in erſter Beziehung zu 
erwägen, daß der Anſpruch der Geſammtheit der im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreiche und Länder darin begründet erſcheint, daß wegen 
Verweigerung der Beſtreitung des Schulaufwandes aus Landes⸗ 
mitteln, die diesfälligen Koſten inzwiſchen aus Reichsmitteln 
aufgebracht werden müſſen. f 

In zweiter Beziehung genügt die Verweiſung auf die Beſtim⸗ 
mung des $ 45 des dalmat. Landesgeſetzes vom 29. December 1871, 
L.⸗G.-Bl. ai 1872 Nr. 10, welche den Miniſter für Cultus und 
Unterricht mit der Durchführung dieſes Geſetzes beauftragt, ſomit 
denſelben auch ermächtigt, das Land, welches ſich weigert, die ihm 
nach dieſem Geſetze obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen, hiezu auf 
dem durch das St.-G.⸗G. am 21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 143, 
beſtimmten Wege zu verhalten. 

Da nun nach § 30 des vorcitirten Geſetzes das Königreich 


auch die Bezüge des Lehrperſonales und alle ſonſtigen erforderlichen 
Auslagen zu beſtreiten hat, da ferner die Nothwendigkeit der von der 
Landesſchulbehörde gemäß § 38 des cit. Geſetzes ausgewieſenen ein- 
zelnen Ausgabepoſten geklagterſeits nicht beſtritten wird, ſo iſt dem 
auf Anerkennung der Verpflichtung zur Beſtreitung der Ausgaben 
für die zu errichtende italieniſche Volksſchule in Spalato gerichteten 
Klagsbegehren ſtattzugeben, wobei jedoch die Anſetzung eines ziffer— 
mäßigen Betrages zu unterbleiben hat, da dieſer je nach dem Zeit— 
punkte der thatſächlichen Activirung der Schule ein verſchiedener 
ſein kann. 

Bezüglich des geklagterſeits angeregten Bedenkens über die Aus— 
führbarkeit des Erkenntniſſes aber iſt lediglich zu bemerken, daß die 
Frage der ſeinerzeitigen Hereinbringung des Aufwandes füglich dem 
Executionszuge überlaffen werden kann. 

Dagegen iſt das weitere auf Zahlung des Betrages von 1400 fl. 
für das Jahr 1898 gerichtete Begehren für dermalen abzuweiſen, da 
nach der bei der Verhandlung abgegebenen Erklärung der Klagsſeite 
die italieniſche Volksſchule in Spalato bisher nicht eröffnet wurde, 
fomit bisher dem Unterrichtsminiſterium Koſten nicht erwachſen ſind. 

Ungeachtet dieſer theilweiſen Abweiſung der Klage iſt dem König— 
reiche Dalmatien der Erſatz der vollen Proceßkoſten aufzuerlegen, da 
die Klage im Principe vollen Erfolg hatte und die Frage der ſofortigen 
Zahlung als nicht in nahere Erörterung gezogen, keine beſonderen 
Koſten verurſachte. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 18. October 1898, 3. 338.) 


Zur Eutſcheidung des Streites über eine vom Pächter eines zur Ein⸗ 

bringung rückſtändiger Steuer adminiſtrativ in Sequeſtration ge⸗ 

zogenen, ſohin vom Sequeſter verpachteten Gutes wider das Aerar 

eingebrachte, auf den Pachtvertrag geſtützte Klage, ſind die Gerichte 
zuſtändig. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat auf Grund der politiſchen 
Sequeſtration zum Zwecke der Einbringung eines bei der Gemeinde 
B. aushaftenden Steuerrückſtandes im Betrage von 277 fl. 11 kr. 
die Hutweide der Gemeinde B. dem A. auf drei Jahre um den jähr— 
lichen Zins von 101 fl. 50 kr. verpachtet. Nach einjähriger Pachtung 
wurde über Verfügung der adminiſtrativen Oberbehörde in Folge der 
Beſchwerde der Gemeinde B. das Pachtobject dem A. weggenommen. 
A. klagt nun die Finanzprocuratur in Vertretung des Staatsärars 
wegen Zahlung des Schadenerſatzes im Betrage von 996 fl. 50 kr. 
bei dem Bezirksgerichte, in deſſen Bezirk der Beſtandgegenſtand liegt. 

Die erſte Inſtanz hat der von der Finanzprocuratur einge— 
brachten Einwendung der Unzuſtändigkeit des Gerichtes ſtattgegeben — 
wogegen die zweite Inſtanz die Einwendung der Unzuſtändigkeit des 
Gerichtes abgewieſen hat, weil der Gegenſtand des Streites ein zwiſchen 
dem Aerar und dem Kläger geſchloſſener Pachtvertrag bildet, demnach 
hier gemäß § 1 der kaiſ. Verordnung vom 16. November 1858, R.⸗ 
G.⸗Bl. Nr. 213, die Streitigkeit vor das Bezirksgericht gehört. 

Dem dagegen von der Finanzprocuratur überreichten Reviſions⸗ 
recurſe, in welchem hervorgehoben wird, daß die Gerichte in Streitig— 


keiten aus Beſtandverträgen zwiſchen dem Aerar und dem Pächter 
wegen eines zur Einbringung von Steuern ſequeſtrirten Gutes über⸗ 
haupt nicht competent find, hat der Oberſte Gerichtshof mit Entſchei⸗ 
dung vom 14. April 1898, Z. 4983, keine Folge gegeben und die 
obergerichtliche Entſcheidung beſtätigt, dies in der Erwägung, daß die 
Klage auf dem zwiſchen dem Kläger und dem Aerar geſchloſſenen 
Beſtandvertrage, daher auf einem privatrechtlichen Rechtsgrunde beruht; 
daß daran nichts geändert wird dadurch, daß das Object im Grunde 
politiſcher Sequeſtration zum Zwecke der Einbringung der rückſtändigen 
Steuern verpachtet worden iſt, weil das durch die Execution geſchaffene 
Verhältniß nur das Aerar und den Executen, das iſt den rückſtändi⸗ 
gen Steuercontribuenten, nicht aber den Pächter des Steuerobjectes 
berührt, dieſem das Aerar vielmehr als Contrahent gegenüber ſteht, 
worauf auch die Beſtimmungen des § 43 der proviſoriſchen Erecu⸗ 
tionsordnung für die Eintreibung der Steuerrückſtände vom Jahre 
1855 klar hindeuten, daß demnach von einer von amtswegen zu 
berückſichtigenden Unzuläſſigkeit des Rechtsweges im Sinne des $ 49 
J.⸗N. gegenüber dem Aerar hier keine Rede fein kann, daß ſchließlich 
nach § 1 der kaiſ. Verordnung vom 16. November 1858, R.-G.-Bl. 
Nr. 213, alle Streitigkeiten aus Beſtandverträgen nach dieſem Geſetze 


zu verhandeln iſt. „Ger. tg. 


Notiz. 


(Amtsärzte im alten Rom.) Aus Anlaß der bevorſtehenden preußis 
ſchen Geſetzesvorlage betreffend die Medicinalrefom, hat Sanitätsrath Ewer aus 
Berlin in der „Deutſchen mediciniſchen Preſſe“ eine geſchichtliche Studie über die 
Stellung der beamteten Aerzte im alten römiſchen Reiche veröffentlicht. Die An— 
ſtellung ſolcher reicht bis in das erſte Jahrhundert n. Chr. zurück. Die ärztlichen 
Beamten trugen den Titel Archiater und genoſſen hohe Achtung. Der älteſte in 
der Geſchichte genannte Archiater iſt Andromachus der Aeltere, der ſein Amt unter 
Kaiſer Nero ausübte. Man unterſchied zwei Ranggruppen unter den ſtaatlich an— 
geſtellten Vertretern der Heilkunde. Die vornehmſten waren die „Archiatri palatini“, 
die zu den erſten Hofbeamten gehörten. Sie erhielten zuweilen den Titel der 
höchſten Hofcharge und wurden ſogar von dem Kaiſer mit der Anrede „praesui 


spectabilis“ geehrt. Wer dieſen Rang nach einer gewiſſen Zahl von Dienſtjahren 


erreicht hatte, war von jeder öffentlichen Abgabe, der die übrigen Bürger unter: 
lagen, befreit; er war nicht zur Uebernahme von Einquartierung verpflichtet und 
durfte vor keinen Gerichtshof gefordert werden. Während für die übrigen Aemter 
beſtimmte Summen von den Bewerbern gezahlt werden mußten, genoſſen die 
palatiniſchen Staatsärzte das ſogenannte beneficium adlectionis. Ihr Anſehen 
war ſo groß, daß ſogar für ihre nächſten Erben noch etwas davon abſiel, indem 
dieſen das Beiwort „spectabilis et perfectissimus vir“ zugeſtanden wurde. Die 
zweite Gruppe der Aerzte führte die Bezeichnung „Archiatri populares“, gewiſſer⸗ 
maßen „Volksſtaatsärzte“, deren Stellung etwa mit jener der Stadt- und Kreis⸗ 
phyſici zu vergleichen wäre; ihre Zahl wurde für jede Stadt beſonders feſtgeſetzt. 
In Rom hatte jeder Stadtbezirk einen ſolchen ärztlichen Beamten, außerdem war 
noch je einer für die, wir würden ſagen Hauptturnhalle und für die veſtaliſchen 
Jungfrauen angeſtellt. Der Kaiſer Antoninus Pius regelte für die anderen Städte 
das Aerzteweſen derart, daß auf die größeren Städte 10, auf die mittleren 7 und 
auf die kleinen 5 Archiatri populares kamen. Wollten ſich noch andere Aerzte 
über dieſe Zahl hinaus in einer Stadt niederlaſſen, ſo blieb es ihnen unbenommen, 
jedoch hatten fie keinen Anſpruch auf dic Vorrechte der Staatsärzte. Die Archiatri 
populares wählten unter ſich eine Standesvertretung, welche die Kenntniſſe eines 
von der Verwaltung und den Bürgern einer Stadt zum Archiater gewählten 
Arztes zu prüfen hatte; wurden die Kenntniſſe genügend befunden, ſo wurde der 
Name des Examinanden vorgemerkt, und dieſer hatte Anſpruch auf eine erledigte 
Stelle. Als Beweis hiefür, daß die oberſten Staatsbehörden des römiſchen Reiches 
von der Bedeutung des ärztlichen Berufes voll überzeugt waren, kann die That— 
ſache gelten, daß die Kaiſer Valens und Valentinianus ausdrücklich beſtimmten, 
es dürfe nicht auf Gunſt oder Fürſprache einflußreicher Perſonen geſehen werden, 
ſondern nur auf Fachkenntniſſe und Geſchicklichkeit. Die höheren Staatsärzte bez 
durften der Beſtätigung des Kaiſers, die niederen nicht. In die Pflichten der 


letzteren war der Unterricht begabter Jünglinge in der Heilkunde einbegriffen. 


Alle übrigen Aerzte, alſo die Privatärzte, ſtanden unter der Oberaufſicht des aus 
der Mitte der Staatsärzte gebildeten Aerztecollegiums, dem ſie für ihre Thätigkeit 
verantwortlich waren; folgenſchwere Fehler, die aus Unwiſſenheit begangen waren, 
wurden hart beſtraft. Die Vorrechte der Staatsärzte gingen noch weiter: Sie 
durften mit keinem anderen beſchwerlichen Amte oder einer zeitraubenden Obliegen⸗ 
heit betraut werden; ſo durften ſie nicht zur Uebernahme von Vormundſchaft oder 
Curatel herangezogen werden. Wurden ſie beleidigt, ſo wurde kein langes Gerichts⸗ 
verfahren eingeleitet, ſondern der Richter konnte dem Verklagten nach ſeinem Er⸗ 
meſſen eine Strafe auferlegen, die meiſt in Bezahlung einer Geldſumme beſtand. 
Hatten die Staatsärzte einen Proceß angeſtrengt, jo mußte dieſer mit bejonderer 
Schnelligkeit und von den Richtern allein erledigt werden. Selbſt zur Zeit der 
größten Gefahr durften weder die Aerzte, noch deren Söhne zum Kriegsdienſte 
angenommen werden, weil die Ausübung ihres Berufes für nützlicher gehalten 
wurde. Ebenſowenig brauchten ſie in Kriegszeiten Abgaben zu zahlen, weder in 
Geld, noch in Naturalien. Der Gehalt wurde den Staatsärzten pünktlich und ohne 
jeden Abzug halbjährig ausgezahlt. Hatten ſie Aerzteſchulen gegründet, in denen 
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fie Vorleſungen hielten, ſo wurde ihr Gehalt erhöht; dieſer beſtand in barem 
Gelde, daneben aber auch in Getreide und anderen natürlichen Werthgegenſtänden. 
Für alle ihre Vorrechte Hatten fie die Pflicht, armen Kranken unentgeltlich Bes 
handlung und Arzneien zu Theil werden zu laſſen. Von den bemittelten Kranken 
durften ſie Bezahlung annehmen, jedoch konnte das Honorar nur dann vor Ge 
richt eingeklagt werden, wenn der Kranke die Zahlung im verhältnißmäßig geſundem 
Zuſtande verſprochen hatte; dagegen galt ein Honorar-⸗Verſprechen nichts, wenn der 
Kranke es aus Angſt vor der Todesgefahr abgegeben hatte. 
(„Wiener Zeitung.“) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Miniſterial-Secretär im Ackerbauminiſterium Peter 
Freiherrn v. Eiſelsberg zum Sectionsrathe in dieſem Miniſterium ernannt. 

Se Majeſtät haben den Rechnungsdirectoren im Handels miniſterium Johann 
Weiß und Franz Katzer den Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe der Forft: und Domänen⸗ 
direction in Lemberg Joſef Hirſchberg anläßlich der Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens, dem Rechnungsrathe derſelben 
Direction Cyprian Wagrzynowicz bei demſelben Anlaſſe den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Oberrechnungsrathes und dem mit dem Titel eines Rechnungsrathes be: 
kleideten Rechnungsrevidenten der genannten Direction Michael Pawulski bei 
dem gleichen Anlaſſe das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Zolloberamts-Controloren Emil Paſſy und Johann 
Breitfelder in Wien anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines 
kaiſerl. Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Zolloberamts-Verwalter Johann Detoni in 
Raguſa anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das goldene Verdienſtkreuz mit 
der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Salzoberamts⸗Controlor in Wieliczka Emil 
Kuczkiewiez anläßlich der Uebernahme in den Ruheſtand den Titel und Cha: 
rakter eines Salzoberamts⸗Verwalters verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Evidenzhaltungs⸗Oberinſpector 1. Claſſe Jakob 
Schimann in Salzburg anläßlich der Uebernahme in den Ruheſtand den Titel 
und Charakter eines Evidenzhaltungs⸗Directors verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Zoll-Obercontrolor Johann Redhammer in 
Salzburg anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter 
eines Zolloberamts-Verwalters verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Zolloberamts-Verwalter Titus Zajaczkowski 
in Krakau aus Anlaß der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſerl. 
Rathes verliehen. 

Dem Zolloberamts⸗Vicedirector Eduard Kern in Trieſt wurde anläßlich 
der Verſetzung in den Ruheſtand die Allerhöchſte Anerkennung bekanntgegeben. 

Der Miniſterpräſident hat den Bezirks⸗Obercommiſſär der ſchleſiſchen Landes⸗ 
regierung Dr. Friedrich Karminski zum Miniſterial-Viceſecretär im Miniſter⸗ 
raths⸗Präſidium ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur der Staats— 
bahnen Anton Stojan zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in Dalmatien 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Bezirks⸗Obercommiſſäre 
Arthur Ritter v. Zigau und Karl Bruder zu Bezirkshauptmännern in Tirol 
und Voralberg ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den bei der k. k. Miniſterial⸗ 
Commiſſion für agrariſche Operationen in Verwendung ſtehenden Bezirkscommiſſär 
Dr. Anton v. Pantz zum Landesregierungs-Secretär in Kärnten ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Concipiſten der Finanz⸗Procuratux in Trieſt 
Dr. Karl Luke: zum Finanz-Procuraturs-⸗Adjuncten daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hilfsämterdirections-Adjuncten Alfred Voigt 
zum Hilfsämter⸗Director im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer-Oberinſpector Adolf Wolf zum 
Finanzrathe und die Steuer⸗Inſpectoren Joſef Huber, Dr. Hugo Rabitſch und 
Dr. Johann Kaſtner zu Steuer⸗Oberinſpectoren für den Dienſtbereich der ober— 
öſterreichiſchen Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Verwalter beim Oekonomate der Finanz⸗ 
landesdirection in Prag Joſef Sturm in die 8. Rangsclaſſe verfetzt. 


Erledigungen. 


Bauraths⸗, eventuell Oberingenieur-, Ingenieur: und Bau⸗ 
adjunctenſtelle im Staatsbaudienſte Niederöſterreichs mit den Bezügen der 
VII., beziehungsweiſe VIII., IX. und X. Rangsclaſſe bis 25. Februar 1899. (Amts⸗ 
blatt Nr. 17.) 

Kanzleiofficialſtelle mit der Verpflichtung zum Erlage einer Dienſt⸗ 
caution von 900 fl. in der X. Rangsclaſſe bei dem Finanz⸗Landesökonomate in 
Wien bis 18. Februar 1899. (Amtsblatt Nr. 21.) 


DE Hiezu ſür die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 5 und 6 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


5 Druckerei „Leykam“ in Graz. 


